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des Ausschusses für Reditswesen und Verfassungsredit 
(16. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP, GB/BHE, DP, 
FVP und dem Abgeordneten Stegner eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung der Artikel 74 und 75 

des Grundgesetzes 

- Drucksadle 3158 - 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner: 


Durch einen Initiativantrag — Drucksache 561 — 
von 47 Abgeordneten verschiedener Fraktionen ist 
die Bundesregierung ersucht worden, einen Ent- 
wurf für wassergesetzliche Rahmenbestimmungen 
des Bundes vorzulegen. Die Bundesregierung hat 
diesem Ersuchen mit Vorlage des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Was- 
serhaushaltsgesetz) — Drucksache 2072 — ent- 
sprochen. Ferner hat die Bundesregierung noch den 
Entwurf eines Gesetzes über die Reinhaltung der 
Bundeswasserstraßen (WStRG) — Drucksache 2988 
— vorgelegt. Der Bundesrat hat die Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes für das Wasserstraßen- 
reinhaltungsgesetz überhaupt bestritten; was das 
Wasserhaushaltsgesetz angeht, so hat der Bundes- 
rat die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
einzelne Vorschriften, z. B. für die §§ 12, 13, 16, 18, 
23, 25, 32, 34, 36, 38 und 49 bestritten. 

Auf Grund des Artikels 75 Nr. 4 ist der Bund 
berechtigt, Rahmenvorschriften für die Bodenver- 
teilung, die Raumordnung und den Wasserhaushalt 
zu erlassen. Nach Artikel 89 Abs. 2 verwaltet der 
Bund die Bundeswasserstraßen durch eigene Be- 
hörden. 

Um Klarheit über die Zuständigkeitsfragen auf 
dem Gebiete des Wasserrechts zu erhalten, hat 
schon mit Drucksache 1432 eine Anzahl von Ab- 
geordneten den Antrag gestellt, daß Bundestag, 


Bundesrat und Bundesregierung das Bundesver- 
fassungsgericht gemäß § 97 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 
(BGBl. I S. 243) um Erstattung eines Rechts- 
gutachtens über die Zuständigkeit des Bundes auf 
dem Gebiete des Wasserrechts sowie des Wasser- 
und Bodenverbandsrechts zu ersuchen. Die Mög- 
lichkeit der Inanspruchnahme des Bundesverfas- 
sungsgerichts zur Erstattung von Rechtsgutachten 
ist jedoch inzwischen durch Artikel 1 Nr. 19 des 
Gesetzes vom 21. Juli 1956 zur Änderung des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht (BGBl. I 
S. 662) beseitigt worden. 

Inzwischen hatten die Fraktionen der SPD, FDP, 
GB/BHE, DP und FVP sowie der Abgeordnete 
Stegner mit Drucksache 3158 einen Antrag einge- 
bracht, das Grundgesetz dahin zu ändern und zu 
ergänzen, daß in Artikel 74 in dem dort aufge- 
führten Katalog der konkurrierenden Gesetzgebung 
als Nr. 24 das Wasserrecht einschließlich der Wasser- 
wirtschaft und in Artikel 75 Nr. 4 die Bodenver- 
teilung und die Raumordnung aufgenommen wer- 
den sollen. 

Diesen Antrag hat der Deutsche Bundestag in 
seiner 190. Sitzung am 6. Februar 1957 dem Rechts- 
ausschuß federführend und dem Sonderausschuß 
Wasserhaushaltsgesetz mitberatend überwiesen. 
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Der Sonderausschuß Wasserhaushaltsgesetz hat 
dem Antrag in seiner Sitzung vom 18. März 1957 
zugestimmt. Er hat sich dabei von dem Gedanken 
leiten lassen, daß eine Erweiterung des Begriffs 
„Wasserhaushalt“ und eine Überführung der bishe- 
rigen Rahmenkompetenz in die konkurrierende Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes erst eine zweck- 
mäßige Gestaltung des Wasserrechts ermögliche. 
Ein Wasserhaushaltsgesetz, das sich im Rahmen 
der jetzigen Bundeszuständigkeit halte, sei nicht 
praktikabel. 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht beschäftigte sich mit dem Gesetzentwurf in 
seiner Sitzung vom 29. April 1957. Er nahm zu- 
nächst zur Kenntnis, daß der Unterausschuß des 
Sonderausschusses Wasserhaushaltsgesetz den Ent- 
wurf des Wasserhaushaltsgesetzes durchberaten 
und alle Bestimmungen entfernt habe, die zu ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken Anlaß geben. 

Die Minderheit des Ausschusses war deshalb der 
Auffassung, daß dann, wenn das Wasserhaushalts- 
gesetz ohne Grundgesetz änderung verabschiedet 
werden könne, kein hinreichender Anlaß bestehe, 
noch in dieser Legislaturperiode eine Grundgesetz- 
änderung vorzunehmen. Das Wasserrecht sei in 
großen Teilen der Bundesrepublik, z. B. in den ehe- 
mals preußischen Gebieten und in Süddeutschland, 
vorzüglich geregelt. Es gebe kaum ein Rechtsgebiet, 
in dem die wirtschaftlichen Bedürfnisse der einzel- 
nen Landschaften so verschieden seien. Deshalb 
habe schon der Sonderausschuß Wasserhaushalt zu- 
geben müssen, daß gewisse wasserrechtliche Rege- 
lungen den Ländern auch dann überlassen werden 
müßten, wenn der Bund die Kompetenz zur kon- 
kurrierenden Gesetzgebung habe. Dadurch, daß sich 
der Bund die Gesetzgebungskompetenz zuschreibe, 
würden die zweifellos bestehenden Mißstände hin- 
sichtlich der Reinhaltung der Gewässer nicht be- 


seitigt. Die Schwierigkeiten lägen vielmehr auf dem 
Gebiet des Gesetzesvollzugs, da die finanziellen 
Aufwendungen für die Reinhaltung der Gewässer 
sehr hoch seien. Es sei daher richtiger, wenn schon 
das Wasserrecht vereinheitlicht werden solle, hier- 
für zunächst die nötigen Vorarbeiten zu leisten und 
erst dann die Frage der Gesetzgebungskompetenz 
zu regeln. 

Die Mehrheit des Ausschusses schloß sich jedoch 
der auch von der Bundesregierung vertretenen Auf- 
fassung an, daß ein bundeseinheitliches Wasser- 
recht wünschenswert sei. Die Probleme des Wasser- 
haushalts würden weit über die Grenzen der ein- 
zelnen Bundesländer hinausreichen. Wenn man eine 
Lösung der schwierigen Fragen auf dem Gebiete 
des Wasserrechts in den nächsten Jahren erzielen 
wolle, müsse unbedingt durch die Grundgesetz- 
änderung eine Weichenstellung erfolgen, weil die 
Befugnis zum Erlaß von Rahmenvorschriften ein- 
fach nicht mehr ausreiche. 

Artikel 1 des Entwurfs wurde demnach mit den 
Stimmen der Mehrheit unverändert angenommen. 

Hinsichtlich des Artikels 2 teilte der Rechts- 
ausschuß die Auffassung des mitberatenden Son- 
derausschusses Wasserhaushaltsgesetz, daß eine 
Verfassungsänderung im Hinblick auf den beson- 
deren Status des Landes Berlin dort nicht einzu- 
führen sei. 

Zu Artikel 3 beschloß der Ausschuß die Strei- 
chung. Das Gesetz soll nach Artikel 82 Abs. 2 GG 
14 Tage nach seiner Verkündung in Kraft treten. 

Bonn, den 28. Mai 1957 

Frau Dr. Kuchtner 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3158 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 29. April 1957 

Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Hoogen Frau Dr. Kuchtner 

Vorsitzender Berichterstatterin 


o 



Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der SPD, FDP, GB/BHE, DP, FVP und 
dem Abgeordneten Stegner eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung der Artikel 74 und 75 des Grund- 

gesetzes 

- Drucksadle 3158 - 


mit den Beschlüssen des Ausschusses für Reditswesen 
und Verfassungsredit 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung der Artikel 74 
und 75 des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikel 79 Abs. 2 .des Grundgesetzes das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundesge- 
setzbl. S. 1) wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. In Artikel 74 wird nadi Nr. 23 eingefügt: 

„24. das Wasserrecht einschließlich der 
Wasserwirtschaft.“; 

2. Artikel 75 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Bodenverteilung und die Raum- 
ordnung;“. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1957 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung der Artikel 74 
und 75 des Grundgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikel 79 Abs. 2 des Grundgesetzes das 
folgende Gesetz besdilossen: 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 
entfällt 


Artikel 3 
entfällt 



